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Die politische Lage in Deutschland   
Verantwortung für unser Land 

In Energie, Infrastruktur und Umwelt investieren 

Mit der Unterzeichnung des Koalitionsvertra-
ges haben wir versprochen, dem Land eine 
gute Regierung zu stellen. Und ja, diese Ko-
alition kommt gut voran mit ihren Projekten. 
Seit 2005 sorgt die Union dafür, dass es dem 
Land und seinen Menschen gut und besser 
geht. Wir können einen milliardenschweren 
Nachtragshaushalt auflegen, ohne neue 
Schulden machen zu müssen. Wir organisie-
ren enorme Zuwächse bei Bildung, For-
schung und Investitionen. Und wir haben 
eine Bundeskanzlerin, die Deutschland si-
cher und ruhig führt und die die deutsche 
Stimme in Europa hörbar macht. 

Dass die Opposition sich angesichts dieser 
Bilanz mit konstruktiven Vorschlägen für die 
Zukunft des Landes erkennbar schwer tut, ist 
kaum verwunderlich. Es ist enttäuschend, 
dass sie stattdessen allzu oft der Verlockung 
der Skandalisierung erliegt, statt sachlich an 
der Aufklärung offener Fragen mitzuwirken. 
Schließt sich ein Koalitionspartner, wie in der 
Diskussion um die Nachrichtendienste, die-
sem Muster an, ist das nichts, was der Sache 
dient oder die Menschen überzeugt. Jüngste 
Wahl- und Umfrageergebnisse sprechen da 
eine klare Sprache. 

Die schrillen Töne der letzten Tage sind we-
der sachlich noch in der Form angemessen. 
Und sie beantworten keine einzige der Fra-
gen, die im Untersuchungsausschuss oder 
dem Parlamentarischen Kontrollgremien zur 
Klärung anstehen. Wir wissen bereits, dass 
von der vielfach behaupteten millionenfa-
chen und massenweisen Ausspähung nicht 
die Rede sein kann. Wir wollen noch wissen, 
wie sich die Zusammenarbeit zwischen BND 
und NSA konkret gestaltet. Das lässt sich 
aber nicht auf dem offenen Markt diskutieren, 
sondern muss in den zuständigen Gremien 

geschehen. Vertraulichkeit ist für die Arbeit 
von Nachrichtendiensten unverzichtbar. Es 
dient unserem Land im Übrigen nicht, wenn 
Teile der SPD einen Antiamerikanismus pfle-
gen. 

Gleichzeitig kann unser Land auf die Arbeit 
von Nachrichtendiensten nicht verzichten. 
Und bei der Globalisierung auch des Terrors 
liegt auf der Hand, dass die Zusammenarbeit 
von Diensten befreundeter Staaten kein 
Skandal, sondern eine notwendige Selbst-
verständlichkeit ist. Die Sauerland-Gruppe 
etwa konnte nur durch die Zusammenarbeit 
der Dienste an der Umsetzung ihrer Ter-
rorpläne gehindert werden. Auch deutsche 
Firmen haben in der Vergangenheit Embar-
gos gegen den Irak und den Iran gebrochen 
und unter anderem Technologie zur Erzeu-
gung von Massenvernichtungswaffen gelie-
fert. Dagegen muss man international vorge-
hen. 

Die entsprechenden Vereinbarungen mit den 
USA dazu wurden vom damaligen Kanzler-
amtschef Frank-Walter Steinmeier verhan-
delt. Auf Basis dieser Vereinbarung prüfen 
die USA jetzt, ob und welche Selektoren für 
die Aufklärung der Vorwürfe offengelegt wer-
den können. Die Bundesregierung wird diese 
Entscheidung dann auf Basis der Bestim-
mungen des Völkerrechts bewerten. Vor-
schnelle Urteile und was-wäre-wenn-Szena-
rien sind daher jetzt nicht angezeigt. Sie sind 
sogar gefährlich, wenn sie auf eine grund-
sätzliche Delegitimierung von Nachrichten-
diensten demokratischer Staaten zielen. 

Es ist gut, wenn zügig wieder mehr Sachlich-
keit in der Diskussion Platz greift. Es geht bei 
der Arbeit unserer Nachrichtendienste um die 
Sicherheit unseres Landes, am Ende wo-
möglich um Leib und Leben unserer Bürger, 
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die vom Staat völlig zu Recht erwarten, dass 
er ihre Sicherheit garantiert. Diese Verant-
wortung verträgt sich nicht mit parteitakti-
scher Profilierung. Wir tun alle gut daran, 
diese Zusammenhänge in Ruhe abzuwägen 
und gleichzeitig Sorge dafür zu tragen, die ei-
genen nachrichtendienstlichen Fähigkeiten 
weiter auszubauen und zu stärken. 

Als Grundausrichtung gerade in schwierigen 
Zeiten gilt für uns: Wir dienen dem Land und 
den Menschen und nicht parteipolitischen o-
der persönlichen Interessen. 

Nicht nur in der Bundespolitik auch in Europa 
sind wir auf eine enge Zusammenarbeit mit 
unseren Partnern angewiesen. Zu diesem 
Zweck tagte der Geschäftsführende Vor-
stand unserer Bundestagsfraktion in der ver-
gangenen Woche in Brüssel. Die Verknüp-
fung deutscher und europäischer Themen 
und Akteure ist für uns von größter Wichtig-
keit. Mit der deutschen Gruppe in der EVP-
Fraktion und bei Beratungen mit Kommissi-
onspräsident Juncker und unserem deut-
schen Kommissar Günther Oettinger haben 
wir uns zu aktuellen Fragen rund um die The-
men Griechenland, der Euro, das Europäi-
sche Semester, Flüchtlings- und Migrations-
fragen, die Energie- und die Digitalunion, der 
europäischen Investitionsoffensive oder 
auch der Zusammenarbeit mit Sozialisten 
bzw. der SPD in den beiden Parlamenten ab-
gestimmt. 

Europa und die internationale Zusammenar-
beitet prägten auch das Plenum dieser Wo-
che. Die Bundeskanzlerin legte in einer Re-
gierungserklärung ihre Schwerpunkte für die 
bevorstehenden drei Gipfel zur Östlichen 
Nachbarschaft der EU, zur Zusammenarbeit 
im Rahmen der G7 sowie zur Partnerschaft 
mit Lateinamerika dar. 

Mit dem Nachtrag zum Bundeshaushalt 
2015, den wir in dieser Woche beschlosse-
nen haben, legen wir die Verteilung des 10-
Milliarden-Euro-Pakets für Zukunftsinvestitio-
nen fest. Wir machen damit den Weg frei für 
konkrete Investitionsmaßnahmen der Bun-
desressorts in den Jahren 2016 bis 2018. Un-
sere Schwerpunkte liegen in den Bereichen 

Infrastruktur, Energie und Umwelt. So si-
chern wir langfristiges Wachstum und ma-
chen Deutschland zukunftsfest. 

Um den Kommunen einmal mehr kräftig un-
ter die Arme zu greifen, haben wir in dieser 
Woche das Gesetz zur Förderung von Inves-
titionen finanzschwacher Kommunen und zur 
Entlastung von Ländern und Kommunen bei 
der Aufnahme und Unterbringung von Asyl-
bewerbern verabschiedet. Damit auch fi-
nanzschwache Kommunen investieren kön-
nen, enthält es den neuen, mit 3,5 Milliarden 
Euro ausgestatteten „Kommunalen Investiti-
onsförderungsfonds“, überdies eine Aufsto-
ckung der für 2017 vorgesehenen Kommu-
nalentlastung von 1 Milliarde auf dann 2,5 
Milliarden Euro sowie jeweils 500 Millionen 
Euro in den Jahren 2015 und 2016 zur Unter-
stützung der Länder und ihrer Kommunen bei 
der Aufnahme und Unterbringung von Asyl-
bewerbern. Mit dem Nachtrag steigen die 
Ausgaben 2015 um 3,5 von 299,1 auf 302,6 
Milliarden Euro. Neue Schulden müssen da-
für aber nicht gemacht werden. Der zuge-
wonnene Spielraum beruht auf unserer 
Haushaltsdisziplin, gesunkenen Zinsausga-
ben, Bundesbankgewinn und Steuermehr-
einnahmen. Konsolidieren und Investieren, 
das ist die Handschrift von CDU und CSU. 

Die Woche im Parlament 

Regierungserklärung durch Bundeskanz-
lerin Dr. Angela Merkel zu den Gipfeln 
Östliche Partnerschaft in Riga, zum G7-
Gipfel in Elmau und zum EU-Celac-Gipfel 
in Brüssel. In ihrer Regierungserklärung hat 
die Bundeskanzlerin die Schwerpunkte der 
Bundesregierung für die Beratung auf den 
bevorstehenden drei Gipfeln erläutert und ist 
dabei auch auf aktuelle Entwicklungen einge-
gangen. 

Beim Gipfel zur östlichen Partnerschaft wird 
die Implementierung der Assoziierungsab-
kommen und Freihandelszonen mit Moldau, 
der Ukraine und Georgien im Mittelpunkt ste-
hen. Auch werden besonders angepasste 
Angebote und Reformen für Belarus, Arme-
nien und Aserbaidschan besprochen, die 
wichtige Bindeglieder zu Russland sein kön-
nen. 
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Beim G7-Gipfel werden traditionelle Themen 
wie Weltwirtschaft, Handel, Energie, Außen- 
und Sicherheitspolitik sowie Entwicklung be-
sprochen. Deutsche Schwerpunkte im Rah-
men der G7-Präsidentschaft sollen auf den 
Themen Gesundheit, Frauen, Umwelt und 
auf der Stärkung sozialer und ökologischer 
Standards in Lieferketten liegen.  

Der EU-Celac-Gipfel dreht sich um die Ge-
staltung der gemeinsamen Zukunft der bei-
den Wirtschaftsregionen. Lateinamerika ist 
eine Region der Chancen, zu deren Entwick-
lung Europa Know-how anbieten kann. 

Insgesamt sind alle drei Gipfel für Deutsch-
land von großer Bedeutung, denn um die 
Vielzahl internationaler Krisen in der Ukraine, 
im Nahen und Mittleren Osten, die Bedro-
hung durch internationalen Terrorismus und 
die Ebola-Epidemie zu bewältigen, ist eine 
enge Abstimmung und ein gemeinsames 
Handeln mit unseren Partnern entscheidend. 

Prinzipien des deutschen Bildungswe-
sens stärken – Gleichwertigkeit und 
Durchlässigkeit der beruflichen und der 
akademischen Bildung. Unser Antrag, den 
wir gemeinsam mit der SPD-Fraktion einge-
bracht haben, hebt die Stärkung der berufli-
chen Bildung als zentrale Zukunftsaufgabe 
hervor. Nicht nur Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung, sondern auch die persönli-
chen Lebens- und Berufsperspektiven junger 
Erwachsener profitieren von Deutschlands 
hervorragendem Berufsbildungssystem. Wir 
unterstreichen außerdem die Gleichwertig-
keit beruflicher und akademischer Bildung. 
Die Bundesregierung fordern wir unter ande-
rem dazu auf, Ausbildungs- und Studienab-
brüchen wirksamer vorzubeugen, den Über-
gang für Studienaussteiger in eine berufliche 
Aus- und Weiterbildung zu verbessern und 
Jugendliche und junge Erwachsenen mit 
Migrationserfahrung besser über das Prinzip 
der dualen Ausbildung zu informieren.  

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Tarifeinheit. In zweiter und dritter Lesung 
haben wir das Gesetz, mit dem wir die Funk-
tionsfähigkeit der Tarifautonomie dauerhaft 
sichern wollen beschlossen. Die Frage einer 

gesetzlichen Regelung der Tarifeinheit ha-
ben wir lange diskutiert. Aus Teilen der Wirt-
schaft und der Gewerkschaften wird sie für 
notwendig erachtet. Wie im Koalitionsvertrag 
vereinbart, lenken wir den Tarifpluralismus in 
geordnete Bahnen. Dabei sind verschiedene 
Stufen vorgesehen: Von der vereinbarten Ta-
rifpluralität über Tarifgemeinschaften bis hin 
zur Einführung des Mehrheitsprinzips für den 
Fall, dass sich in einem Betrieb die Tarifver-
träge überschneiden. Die Rechte der Minder-
heitsgewerkschaften werden berücksichtigt. 
Unverändert bleibt, dass über die Verhältnis-
mäßigkeit eines Streiks im Zweifel die Ge-
richte zu befinden haben, nicht der Gesetz-
geber. Das Gesetz ist keine Antwort auf die 
aktuelle Streiksituation. Das kann es auch 
nicht bewirken. Die Verfassungsministerien 
haben den Gesetzentwurf intensiv geprüft 
und die Verfassungsmäßigkeit bescheinigt. 
Einige in unserer Bundestagsfraktion teilen 
diese Auffassung allerdings nicht. 

Entwurf eines Nachtragshaushaltsgeset-
zes 2015. In zweiter und dritter Lesung ha-
ben wir den Nachtragshaushaltsplan für 2015 
beraten und beschlossen. Wir haben die im 
Bundeshaushalt 2015 ausgebrachte noch 
globale Verpflichtungsermächtigung in Höhe 
von 7 Milliarden Euro den jeweiligen Politik-
bereichen zugeordnet und damit die Voraus-
setzung für konkrete Investitionsplanungen 
der Ressorts geschaffen. Darüber hinaus un-
terstützen wir die Kommunen mit dem Inves-
titionsförderungsfonds in Höhe von 3,5 Milli-
arden. Insgesamt steigen die Nettoausgaben 
des Haushaltsplans 2015 damit um 3,5 Milli-
arden Euro. Neue Schulden müssen dafür 
nicht gemacht werden, der Etat bleibt ausge-
glichen. 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung 
von Investitionen finanzschwacher Kom-
munen und zur Entlastung von Ländern 
und Kommunen bei der Aufnahme und 
Unterbringung von Asylbewerbern. Das 
Gesetz, das wir in zweiter und dritter Lesung 
beraten und beschlossen haben, regelt die 
Errichtung des mit 3,5 Milliarden Euro ausge-
statteten Sondervermögens „Kommunaler 
Investitionsförderungsfonds“ und sieht eine 
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finanzielle Unterstützung von jeweils 500 Mil-
lionen Euro in den Jahren 2015 und 2016 für 
Länder und ihre Kommunen zur Aufnahme 
und Unterbringung von Asylbewerbern vor. 
Überdies haben wir mit dem Gesetz die für 
2017 vorgesehene Kommunalentlastung von 
1 Milliarde auf dann 2,5 Milliarden Euro auf-
gestockt.  

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der durch die 
Europäische Union geführten Operation 
ATALANTA zur Bekämpfung der Piraterie 
vor der Küste Somalias auf Grundlage des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen (VN) von 1982. Mit der Operation 
ATALANTA sorgt Deutschland gemeinsam 
mit seinen europäischen Partnern seit 2008 
für die Sicherheit vor der Küste Somalias. 
Seit Beginn der Mission sind die Piratenan-
griffe stark zurückgegangen. 2014 gab es nur 
noch vier versuchte Überfälle auf Handels-
schiffe, seit 2012 war kein Überfall mehr er-
folgreich. Seit 2008 wurden außerdem 179 
Schiffe des World Food Programm und 121 
Schiffe von AMISOM nach Mogadischu be-
gleitet, um die Bevölkerung mit Nahrungsmit-
teln zu versorgen. Die deutsche Beteiligung 
an der erfolgreichen Operation haben wir nun 
nach dem Antrag der Bundesregierung bis 
Mai 2016 verlängert. Die Personalober-
grenze wird von 1.200 Soldaten auf 950 ver-
ringert. 

Zweites Gesetz zur Änderung des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes. Mit dem Ge-
setz, das wir parallel mit der Bundesregie-
rung eingebracht haben, haben wir zusätzlich 
energieintensive Branchen wie Schmieden, 
Oberflächenveredler oder Härtereien in die 
Besondere Ausgleichsregelung des EEG 
aufgenommen. Darüber hinaus haben wir 
eine anteilige Direktvermarktung von erneu-
erbarem Strom auch bei solchen Anlagen er-
möglicht, die über eine gemeinsame Mess-
einrichtung abgerechnet werden. 

 

 

 

Daten und Fakten 

Deutsch-amerikanische Beziehungen. 
Sieben Jahrzehnte nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs und ein Vierteljahrhun-
dert nach Ende des Kalten Krieges sehen 72 
Prozent der Amerikaner Deutschland als ver-
lässlichen Partner. 62 Prozent der Deutschen 
halten die USA für einen zuverlässigen Ver-
bündeten. Die Mehrheit der Deutschen (57 
Prozent) glaubt, dass es für Deutschland 
wichtiger ist, enge Beziehungen zu den USA 
zu haben als zu Russland. Im Hinblick auf die 
internationale politische Lage sind Deutsche 
und Amerikaner unterschiedlicher Einschät-
zung: 59 Prozent der Amerikaner denken, die 
Europäische Union würde im Umgang mit 
Russland in der Ukraine-Krise nicht hart ge-
nug auftreten; dieser Ansicht sind nur 26 Pro-
zent der Deutschen. (Quelle: Pew Research 
Center) 
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